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Bürokratiebremse / Konzeption einer One in, one out – Regel 

Vorbemerkung: 

Die Bundesregierung hat am 11. Dezember 2014 Eckpunkte zur weiteren Entlas-

tung der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie beschlossen. Einer der 

Schwerpunkte ist die Einführung der „One in, one out“ – Regel in Deutschland. 

Kern dieses Ansatzes ist es, dass in gleichem Maße Belastungen abgebaut wer-

den, wie durch neue Regelungsvorhaben zusätzliche Belastungen entstehen. Das 

Ziel ist, den Anstieg von Belastungen dauerhaft zu begrenzen, ohne politisch ge-

wollte Maßnahmen zu behindern. Insbesondere die Umsetzung von Vorhaben der 

Koalitionsvereinbarung darf weder inhaltlich noch zeitlich ver- oder behindert wer-

den. 

 

I  Anwendungsbereich der One in, one out – Regel 

Die One in, one out – Regel wird grundsätzlich für alle Regelungsvorhaben der 

Bundesregierung angewendet, die sich auf den laufenden Erfüllungsaufwand für 

die Wirtschaft auswirken. Ausgenommen sind Vorhaben, soweit sie  

 EU-Vorgaben, internationale Verträge, Rechtsprechung des BVerfG sowie 

des EuGH jeweils 1:1 umsetzen oder 

 der Abwehr erheblicher Gefahren dienen oder 

 zeitlich begrenzte Wirkung (max. 1 Jahr) haben.  

 

II  Inhalt der One in, one out – Regel 

Die bestehende Methodik zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands 

in Regelungsvorhaben der Bundesregierung bildet die Grundlage für die Anwen-

dung der One in, one out – Regel. Führen Regelungsvorhaben zu konkreten und 

unmittelbaren Entlastungen der Wirtschaft, werden diese daher von den Belastun-

gen in Abzug gebracht. Sollte der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

(netto) steigen, wird dieser Zuwachs an anderer Stelle in gleicher Höhe kompen-

siert. Einmaliger Erfüllungsaufwand (Umstellungsaufwand) bleibt außer Betracht. 
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III  Regeln für die Kompensation 

 Normadressatenspezifische Dimension 

Zusätzlicher laufender Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft kann nur mit laufen-

dem Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft kompensiert werden. 

 Ressortspezifische Dimension 

Für die Kompensation ist das für die jeweilige Einzelregelung federführende Res-

sort verantwortlich.  

Erkennt das betreffende Ressort keine Kompensationsmöglichkeiten und kann es 

aus früheren Vorhaben keinen Überschuss an Entlastungen in der notwendigen 

Höhe nachweisen, kann es bei anderen Ressorts – bilateral oder im Staatssekre-

tärsausschuss Bürokratieabbau – um die Übernahme der Kompensation nachsu-

chen (ressortübergreifende Kompensation). 

 Zeitliche Dimension 

Sofern in belastenden Vorhaben die Kompensation nicht unmittelbar realisiert 

werden kann, wird in Vorblatt bzw. Begründung oder alternativ außerhalb des 

Vorhabens in geeigneter Weise dargestellt, wie die Kompensation erreicht werden 

soll oder welche Entlastungsperspektive besteht. Im Regelfall sollen Entlastungs-

maßnahmen binnen eines Jahres vorgelegt werden. Ziel ist es, den Anstieg des 

Erfüllungsaufwands bis zum Ende der Legislaturperiode zu begrenzen. 

 Betragsmäßige Dimension 

Es gilt der Grundsatz, Belastungen in gleichem Maße wieder abzubauen.  

Der Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau kann die Deckelung der zu er-

bringenden Kompensation beschließen, wenn der neu aufgebaute Erfüllungsauf-

wand nachvollziehbar die Kompensationsfähigkeit des Ressorts übersteigt oder 

der dargestellte Erfüllungsaufwand zu erwartende unmittelbare quantifizierte Ent-

lastungswirkungen oder Vorteile des Regelungsvorhabens für die Wirtschaft nicht 

adäquat wiedergibt.  
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Vor einem Beschluss des Staatssekretärsausschusses zur geplanten Deckelung 

soll der NKR dazu gehört werden, ob die vorgesehene Kompensation, insbeson-

dere der Erfüllungsaufwand, nachvollziehbar und plausibel dargestellt ist. 

 

IV   Monitoring 

Neben dem etablierten Monitoring über die Veränderung des Erfüllungsaufwands 

wird das StBA die angekündigten Kompensationsmaßnahmen ressortspezifisch 

erfassen und für jedes Ressort darstellen wie sich der Auf- und Abbau von Erfül-

lungsaufwand durch die unter die One in, one out – Regel fallenden Regelungs-

vorhaben entwickelt. 

Die Ressorts berichten halbjährlich im Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau 

über Fortschritt und Schwierigkeiten bei den geplanten Abbaumaßnahmen sowie 

ggf. über eine drohende Zielverfehlung.  

 

V   Berichtswesen 

Die nach § 7 NKRG geregelte jährliche Berichtspflicht der Bundesregierung an 

den Deutschen Bundestag erfasst auch die Umsetzung der One in, one out – Re-

gel.  

 

VI Prüfung / Weiterentwicklung der Methodik  

Die Bundesregierung wird die Methodik zur Ermittlung und Darstellung des Erfül-

lungsaufwands unter Einbeziehung des Nationalen Normenkontrollrats überprüfen 

und soweit erforderlich weiterentwickeln. 

 

VII  Inkrafttreten 

Die One in, one out – Regel gilt für alle Vorhaben, die ab dem 1. Juli 2015 1 von 

der Bundesregierung beschlossen werden. Maßgebend ist das Datum des Kabi-

nettbeschlusses. Vorher entstandene Entlastungen werden in der Berichterstat-

tung der Bundesregierung zur One in, one out – Regel berücksichtigt.  

                                            
1 Durch Beschluss des Staatssekretärsausschusses Bürokratieabbau vom 15. Januar 2016 wurde das Inkrafttreten auf den 

1. Januar 2015 geändert. 


